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Zu Phänomenologie und  
Herausforderungen des Rechts-
extremismus in Deutschland

Einfluss auf die gesellschaftliche 
Problemwahrnehmung des Rechts-
extremismus hatten in den letzten 
Jahren insbesondere das Bekannt-
werden des Nationalsozialistischen 
Untergrunds, Phänomene wie die 
„Identitäre Bewegung“, Reichsbür-
ger oder Selbstverwalter, das Agieren 
der Neuen Rechten, (gewalttätige) 
Demonstrationen etwa in Chemnitz 
oder Köthen, das Erstarken rechtspo-
pulistischer Parteien sowie rechtsex-
tremistisch motivierte Gewalttaten, 
wie jüngst der Mord am Kasseler Re-
gierungspräsidenten Walter Lübcke.

Laut Verfassungsschutzbericht ist 
die Zahl rechtsextremistischer Ge-
waltstraftaten2 2018, nach einem 
deutlichen Rückgang (34,1 %) im Jahr 
2017, wieder um 3,2 % auf 1.088 (2017: 
1.054) angestiegen. Den größten An-
teil machten dabei in 75,5 % der Fäl-
le fremdenfeindliche Gewalttaten aus 
(BMI 2019, S. 51). Seit 2014 ist ein an-

haltend steigender Trend in der Ge-
waltbereitschaft der rechtsextremis-
tischen Szene zu beobachten (BMI 
2015, 2016, 2017), was das Bundesamt 
für Verfassungsschutz am hohen An-
teil gewaltorientierter Rechtsextre-
misten sowie an regelmäßigen Waf-
fenfunden bei Rechtsextremisten 
festmacht (BMI 2018, S. 52). Der Verfas-
sungsschutz schätzt das rechtsextre-
mistische Personenpotenzial für 2018 
bundesweit auf insgesamt 24.100 Per-
sonen, wovon etwa die Hälfte (12.700) 
als potentiell gewaltorientiert einge-
stuft wird (BMI 2019, S. 50). Nach Ein-
schätzung des Verfassungsschutzes 
darf die im Jahr 2017 gesunkene An-
zahl an Gewalttaten nicht über das an-
haltend hohe Gefährdungspotenzial 
durch Rechtsextremismus hinweg-
täuschen (BMI 2018, S. 53).

Auch regelmäßig durchgeführ-
te repräsentative Befragungen zu 
rechtsextremen Einstellungen3 in 
der deutschen Bevölkerung deuten 
Rechtsextremismus als ein aktuelles 
gesellschaftliches Problem (Heitmey-
er 2002–2012, Decker et al. 2018). Der 
Bevölkerungsanteil mit rechtsextre-

men Einstellungen liegt in Deutsch-
land Studienergebnissen zufolge bei 
2 bis 3 % (Zick et al. 2019, S. 142). Ein we-
sentlich größerer Teil der Bevölkerung 
stimmt zumindest einzelnen Dimen-
sionen eines rechtsextremen Einstel-
lungsmusters zu. Der Leipziger Auto-
ritarismus-Studie zufolge akzeptierte 
2018 etwa ein Drittel der Deutschen 
ausländerfeindliche Aussagen, was 
nach Einschätzung der Autoren als 
eine „Einstiegsdroge“ in den Rechts-
extremismus zu bewerten sei (Decker 
et al. 2018, S. 77). Extremistische Ein-
stellungen in der Bevölkerung stel-
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Als Reaktion auf den Problemdruck der Nachwendejahre im Zusammenhang 
mit rechtsextremen Gewaltausschreitungen hat sich in den letzten 25 Jahren 
eine breite Förderlandschaft aus Bundes-, Landes- und kommunalen Initia-
tiven zur Rechtsextremismusprävention entwickelt. Seit geraumer Zeit wird 
über die Wirksamkeit dieser Initiativen diskutiert. Dennoch besteht bis jetzt 
ein erheblicher Mangel an wissenschaftlich belastbaren Evaluationsstudien. 
Der vorliegende Artikel fasst den im August 2019 erschienenen Bericht  
„Effekte von Maßnahmen und Ansätzen zur Prävention von Rechtsextremis-
mus – Systematische Übersichtsarbeit zu den Methoden und Ergebnissen 
von Studien zur Evaluation von Präventionsansätzen“ zusammen.1 
Untersuchungsgegenstand waren zwölf Evaluationen zu insgesamt 23 Maß-
nahmen der selektiven und indizierten Prävention von Rechtsextremismus. 
Die Auswertung der Evaluationsstudien kommt zu dem Ergebnis, dass in kei-
nem Fall belastbare Aussagen zur Wirksamkeit der evaluierten Maßnahme 
möglich sind. Die Untersuchung stellt dabei die erste Bestandsaufnahme 
in Deutschland dar, die die Evaluationspraxis in diesem Präventionsfeld an-
hand von wissenschaftlichen Gütekriterien systematisch in den Blick nimmt. 
Ihre Erkenntnisse sollen der theoretischen und empirischen Fundierung so-
wie der Weiterentwicklung der Evaluationspraxis und Präventionsarbeit die-
nen und wendet sich an Praktiker, Wissenschaftler und politische Entschei-
dungsträger sowie an andere interessierte Zielgruppen.

Effekte bei der Prävention 
von Rechtsextremismus?
Systematische Übersicht zu Evaluationsergebnissen

1	 https://www.nzkrim.de/fileadmin/nzk/NZK_Berichte/
NZK_2019_002.pdf und als Druckstück beim NZK kos-
tenfrei erhältlich

2	 Im Sprachgebrauch der Sicherheitsbehörden markiert 
der Begriff „extremistisch“ eine mit einer Straftat 
einhergehende verfassungsfeindliche Motivation. 
Von zivilgesellschaftlichen Opferberatungs- und Do-
kumentationsstellen wird jedoch diese Möglichkeit 
zur Ermittlung rechtsextremistischer Straftatmotive 
kritisch bewertet (Amadeu Antonio Stiftung 2018). 
Auch von wissenschaftlicher Seite wird die Praxis der 
Ermittlung motivationaler Bezüge problematisiert. 
Eine zielgerichtete Umsetzung politischer Absichten 
sei demnach nur in wenigen Fällen festzustellen 
(Feldmann et al. 2016, S. 350). Es wird gegenüber den 
Angaben des Verfassungsschutzes daher häufig von 
einer wesentlich höheren Dunkelziffer ausgegangen.

3	 Rechtsextreme Einstellungen wurden bei Decker & 
Brähler (2006) anhand von sechs Dimensionen er-
fasst: Befürwortung einer rechtsgerichteten Diktatur, 
Chauvinismus, Ausländerfeindlichkeit, Antisemitismus, 
Sozialdarwinismus und Verharmlosung des National-
sozialismus (S. 20 f.). 2018 wurden dabei in einer 
deutschlandweit repräsentativen Umfrage 2500 deut-
sche Staatsbürger befragt.

https://www.nzkrim.de/fileadmin/nzk/NZK_Berichte/NZK_2019_002.pdf
https://www.nzkrim.de/fileadmin/nzk/NZK_Berichte/NZK_2019_002.pdf
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len zudem eine Gefahr dar, wenn sie 
sich zu einem Sympathiepotenzial ver-
dichten, hinter dem gewalttätige Ex
tremisten Rückendeckung und Akzep-
tanz vermuten können (Jaschke 2006, 
S. 128). Fragen nach wirksamen Stra-
tegien der Intervention und Präven-
tion von Rechtsextremismus bleiben
damit nach wie vor relevant.

Begriffsbestimmungen 

In der Wissenschaft hat sich bis 
heute keine einheitliche Rechtsext-
remismusdefinition durchsetzen kön-
nen (Frindte et al. 2016, S. 86). Während 
amtliche bzw. polizeiliche Definitio-
nen4 die Verhaltensebene betonen, 
fokussieren sozialwissenschaftliche 
Definitionen vor allem die Einstel-
lungsebene (Stöss 2000, S. 19 f.). Von 
der zugrunde gelegten Definition ist 
jedoch abhängig, welche Strategien 
zur Bekämpfung von Rechtsextre-
mismus überhaupt als notwendig er-
achtet werden und ob diese Rahmen-
bedingungen, Einstellungen oder 
individuelles Handeln beeinflussen 
sollen (Salzborn 2018, S.137). Beelmann 
(2017) formuliert eine psychologische 
Arbeitsdefinition, die Verhaltens- und 
Einstellungsebene integriert und da-
her als praxisrelevante Definition die 
Vielschichtigkeit des Phänomens wi-
derspiegelt. Demnach können un-
ter Rechtsextremismus Einstellun-
gen und Handlungen verstanden 
werden, die durch folgende Kernele-
mente gekennzeichnet sind: (1) aus-
geprägte Vorurteilsstrukturen mit 
Schwerpunkt im Ethnozentrismus, 
(2) Wahrnehmung von Ungerechtig-
keit oder Benachteiligung, (3) politi-
sche Einstellungen gegen Demokratie 
und Menschenrechte sowie (4) poli-
tisch motivierte Gewaltaffinität, Ge-
waltbereitschaft und Gewalthandeln
(S. 9 ff.). Aufgabe der Präventionsar-
beit ist es, die genannten Ausprägun-
gen so zu beeinflussen, dass rechtsex-
treme Einstellungen und Handlungen
auf individueller Ebene verhindert
oder aber ihre strukturellen Ursachen 
im Hinblick auf Risiko- und Schutz-
faktoren beeinflusst werden können
(ebd., S. 12).

Differenzierung und  
Verortung der evaluierten 
Ansätze und Maßnahmen 

Die zugrunde liegende Übersichts-
arbeit fokussiert primär die Frage, ob 

sich Maßnahmen der Rechtsextremis-
musprävention als wirksam erweisen, 
Kriminalität zu verhindern. Weil nicht 
alle Maßnahmen zur Rechtsextremis-
musprävention kriminalpräventive 
Zielsetzungen verfolgen, muss der 
Präventionsbegriff näher eingegrenzt 
werden. Hier wird deshalb unterschie-
den, ob Maßnahmen den Schwerpunkt 
ihrer Wirkungsziele auf (Demokratie-)
Förderung oder (Kriminal-)Präventi-
on legen (Johansson 2012). Während 
„Prävention“ die Verhinderung ne-
gativer Entwicklungen im Sinne der 
Verhinderung von Kriminalität be-
schreibt, meint „Förderung“ in diesem 
Zusammenhang alle Maßnahmen, die 
der Entwicklung in Richtung selbst-
bestimmter Lebensentwürfe dienen 
(Schuhmacher 2018, S. 160). Maßnah-
men aus dem letztgenannten Bereich 
zielen etwa darauf ab, das demokrati-
sche Normverständnis oder interkul-
turelle Toleranz zu fördern. Jedoch 
stehen weder ein demokratisches 
Normverständnis noch interkulturel-
le Toleranz in einem direkten Zusam-
menhang mit politisch motivierter 
Kriminalität. Den Gegenstand der Un-
tersuchung bilden hier deshalb täter-

bezogene Präventionsmaßnahmen, 
die sich in selektive und indizierte An-
sätze differenzieren lassen (Gordon 
1983). Die selektive Prävention be-
schreibt dabei das Handlungsfeld sozi-
aler Interventionen nach Feststellung 
tatgeneigter Personen, sog. Risiko-
gruppen. Indizierte Prävention folgt 
einer reaktiven Logik und zielt auf die 
Behandlung radikalisierter Personen 
ab. Dies kann Maßnahmen zur Dera-
dikalisierung, Distanzierung, Demo-
bilisierung oder (Re-)Integration ein-
schließen.5 

4	 Die auf der sogenannten Konsenskonferenz 2001 von 
Sozialwissenschaftlern zugrunde gelegte Definition 
beschreibt das rechtsextreme Weltbild wie folgt: „Der 
Rechtsextremismus ist ein Einstellungsmuster, dessen 
verbindendes Kennzeichen Ungleichwertigkeitsvor-
stellungen darstellen. Diese äußern sich im politischen 
Bereich in der Affinität zu diktatorischen Regierungs-
formen, chauvinistischen [also nationalistischen] 
Einstellungen und einer Verharmlosung bzw. Recht-
fertigung des Nationalsozialismus. Im sozialen Bereich 
sind sie gekennzeichnet durch antisemitische, frem-
denfeindliche und sozialdarwinistische Einstellungen“ 
(Kiess et al. 2015, S. 9). Die in der sozialwissenschaft-
lichen Forschung verbreitete „Konsensdefinition“ 
berücksichtigt jedoch keine Verhaltensaspekte und 
greift damit für eine Anwendung auf die Präventions-
arbeit ebenfalls zu kurz.

5	 Das Sternsymbol kennzeichnet 15 Ausstiegshilfe-
projekte des XENOS-Sonderprogramms „Einstieg zum 
Ausstieg“, die auf Grundlage einer Programmevalua-
tion zusammengefasst evaluiert worden sind.

Präventionsansatz Bezeichnung der Maßnahme

Aufsuchende Arbeit Distanz(ierung) durch Integration

Ausstiegshilfe

APR NRW

Projekt Ausstieg durch Arbeit (AdA)*5 

Projekt hercules pro*

Projekt ISA – Integration statt Ausgrenzung*

Projekt JUMP Elze*

Projekt JUMP Waren*

Projekt Neue Lebenswege*

Projekt NinA*

Projekt Raus aus der Einbahnstraße*

Projekt Richtungswechsel*

Projekt Rote Linie*

Projekt Rückwege*

Projekt Seitenwechsel*

Projekt Szenenwechsel*

Thüringer Beratungsdienst*

Projekt TIP – Teilnehmen, Integrieren, Partizipieren!*

Deradikalisierung

VPN – Trainingskurse im Jugendstrafvollzug

VPN – Trainingskurse im Jugendstrafvollzug mit 
Stabilisierungscoaching

Multiplikatorenschulung
Komment MentorInnenqualifizierung

Projekt RexEl

Sozialer Trainingskurs
CAT – Creative and Active Training

Thüringer Trainings- und Bildungsprogramm

Tabelle 1: Überblick der berücksichtigten Maßnahmen nach Präventionsansatz
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Sowohl zivilgesellschaftliche als 
auch staatliche Träger bieten Maß-
nahmen der selektiven oder indizier-
ten Rechtsextremismusprävention 
an. Insgesamt überwiegen in die-
sen Präventionsbereichen Fachkräf-
te aus erzieherischen Berufen, dabei 
vor allem aus dem Bereich der Sozi-
alen Arbeit und der Sozialpädagogik. 
Daneben sind Berufsgruppen aus den 
Feldern des Verfassungsschutzes und 
der Bewährungshilfe vertreten. Die 
Arbeitsfelder, in denen Maßnahmen 
zur selektiven und indizierten Präven-
tion umgesetzt werden, sind vielfäl-
tig (beispielsweise Ausbildungsbetrie-
be, Schulen, Freizeiteinrichtungen, 
Jugendstrafvollzug). Innerhalb der 
einzelnen Arbeitsfelder stellen die 
Maßnahmen üblicherweise keine Re-
gelleistungen dar, sondern werden 
häufig aus zeitlich befristeten Pro-
grammen zur Extremismuspräven-
tion und Modellprojektförderung fi-
nanziert. 

Die 23 Einzelmaßnahmen sind fünf 
zugrunde liegenden allgemeinen Prä-
ventionsansätzen zuzuordnen. Dies 
sind Aufsuchende Arbeit, Ausstiegs-
hilfe, Deradikalisierung, Multiplikato-
renschulung und Soziale Trainingskur-
se (siehe Tabelle 1).

Zur Differenzierung der 
Evaluationsansätze

Abhängig von ihrer Funktion lassen 
sich idealtypisch verschiedene Arten 
von Evaluationen unterscheiden. Pro-
zessevaluationen konzentrieren sich 
auf die internen Dynamiken sowie ak-
tuellen Umsetzungen einer Maßnah-
me und analysieren ihre Stärken und 
Schwächen, wohingegen Wirkungs- 
bzw. summative Evaluationen die 
Wirksamkeit und den Nutzen von Maß-
nahmen ermitteln (Univation 2004). In 
der Praxis sollen Evaluationen vielfach 
beide Funktionen in unterschiedlicher 
Gewichtung erfüllen. 

Von den berücksichtigten zwölf 
Evaluationen ist lediglich eine Unter-
suchung als Wirkungsbilanzierung an-
gelegt (Neumann 2005). Bei den übri-
gen elf Studien handelt es sich um 
Prozessevaluationen. Von diesen elf 
Evaluationen überprüfen fünf die 
Konzeption und Implementierung 
der entsprechenden Maßnahme, um 
damit zu deren Feinanpassung und 
Entwicklung beizutragen. Die übri-
gen sechs Evaluationen untersuchen –  
meist durch Vorher-nachher-Betrach-
tungen – die intendierten und/oder 

nicht intendierten Wirkungen in den 
durch die Maßnahme definierten Ziel-
gruppen und Zielstellungen. 

In Anbetracht der Vielzahl von Pro-
jekten und Maßnahmen sowie des 
langjährigen Engagements staatli-
cher und zivilgesellschaftlicher Ak-
teure im Bereich der Rechtsextre-
mismusprävention konnte nur eine 
geringe Anzahl an Evaluationen ermit-
telt werden. Wirkungsuntersuchun-
gen entsprechender Maßnahmen stel-
len eine seltene Ausnahme dar. Auch 
das Bundeskriminalamt kommt in ei-
ner Bestandsaufnahme zur Extremis-
musprävention in Deutschland zum 
Ergebnis, dass zwar drei Viertel von 
721 ermittelten Projekten der Prä-
vention von Rechtsextremismus ge-
widmet seien (Gruber & Lützinger 
2017, S. 17), jedoch ein Mangel an ver-
öffentlichten Evaluationen bestehe. 
Bedenkt man, dass selektive und in-
dizierte Prävention auf die Vermei-
dung möglicherweise strafrechtlich 
relevanter Verhaltensweisen mit ent-
sprechenden Risiken für Individuum 
und Gesellschaft abzielt, erscheint der 
Mangel an Wissen über die Wirksam-
keit von Präventionsangeboten frag-
würdig. 

Im Folgenden werden die unter-
suchten Evaluationen aus zwei ver-
schiedenen Perspektiven beleuchtet. 
Im ersten Abschnitt werden Erkennt-
nisse im Hinblick auf die verschiede-
nen Präventionsansätze vorgestellt. 
Es folgt die Betrachtung präventions-
praktischer Erkenntnisse. Die Erörte-
rung der Evaluationen vor dem Hinter-
grund der verwendeten Gütekriterien 
ist in diesem Artikel nicht dargestellt 
und kann in dem zugrundeliegenden 
Bericht ausführlich nachvollzogen 
werden.

Ergebnisse zu  
Präventionsansätzen 

Die untersuchten Maßnahmen der 
selektiven und indizierten Prävention 
von Rechtsextremismus lassen sich 
einer überschaubaren Anzahl von An-
gebotsformaten zuordnen. Dabei 
sind Ansätze der Aufsuchenden Ar-
beit, der Ausstiegshilfe, der Deradika-
lisierung, Multiplikatorenschulungen 
sowie Soziale Trainingskurse zu un-
terscheiden. Auch wenn die Vielzahl 
der Prozessevaluationen keine kau-
salen Wirkungsrückschlüsse erlaubt, 
bieten diese dennoch praxisrelevante 
Hinweise zu möglichen Effekten ein-
zelner Präventionsansätze.

Aufsuchende Arbeit (häufig auch 
mobile Jugendarbeit oder Street-
work genannt) ist ein niedrigschwel-
liger sozialraumbezogener Präventi-
onsansatz, der sich an benachteiligte 
und gefährdete Jugendliche richtet. 
Ziel ist es, durch sozialpädagogische 
Betreuung rechtsextreme und men-
schenfeindliche Orientierungen abzu-
bauen und damit ein Abgleiten in ex-
tremistische Szenen zu verhindern. 
Zur Wirksamkeit Aufsuchender Arbeit 
schwelen bereits seit den 90er-Jah-
ren Debatten, die sich vor allem auf 
die Erfahrungen aus dem ersten Bun-
desprogramm zur Rechtsextremis-
musprävention (Aktionsprogramm 
gegen Aggression und Gewalt [AgAG]) 
beziehen (Dierbach 2014). Erste out
come-bezogene Ergebnisse konnte 
lediglich eine Studie von Gulbins et al. 
(2007) liefern. Die Autoren kommen zu 
dem Schluss, dass im Rahmen einer 
Maßnahme der Aufsuchenden Arbeit 
eine Distanzierung von rechtsextre-
men und menschenfeindlichen Ein-
stellungen und damit verbundenen 
Auffälligkeiten (z. B. Kleidung, Musik) 
bei Jugendlichen zu beobachten sei. 
Die Reduktion rechtsextremer Einstel-
lungen lasse sich allerdings erst nach 
eineinhalb bis drei Jahren feststellen. 
Problematische Effekte erzeuge auf 
Dauer die Konzentration rechtsex
tremer Cliquen in den Räumlichkei-
ten des Maßnahmenträgers. Sie habe 
einen negativen Effekt auf die Stabi-
lität der Einstellungsänderungen. Je-
doch lässt die Evaluation im Einzelnen 
offen, wie, bei wem und über welchen 
Zeitraum rechtsextreme oder men-
schenfeindliche Einstellungen gemes-
sen wurden. 

Ausstiegshilfen zielen darauf ab, 
über individuelle Beratung eine dau-
erhafte Abkehr aus rechtsextremen 
Szene- und Orientierungszusam-
menhängen zu erreichen und so de-
linquentem Verhalten vorzubeugen. 
Hierzu kommen zwei Studien zu dem 
Ergebnis, dass die entsprechenden 
Maßnahmen Ausstiegsprozesse aus 
der rechtsextremen Szene befördern 
können. Möller et al. (2015) weisen da-
rüber hinaus eine hohe Bewährungs-
rate bei den aus dem Programm ent-
lassenen Teilnehmern nach (94 % bzw. 
23 Personen). Becker et al. (2014) un-
tersuchten 15 zivilgesellschaftliche 
Projekte, die zwischen 2009 und 2014 
insgesamt 566 Personen erreichen 
konnten. In ca. 66 % (374 Personen) der 
Fälle ist der Untersuchung zufolge, 
eine dauerhafte oder zeitweise Integ-
ration in den Arbeitsmarkt bei gleich-
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zeitiger Abkehr von rechtsextremen 
Bezügen gelungen. Da Form, Dauer 
und Erfolg verschiedener Beratungs-
leistungen nicht einheitlich definiert 
sind, muss die Erfolgsrate allerdings 
unter Vorbehalt betrachtet werden.

Deradikalisierung: Die hier behan-
delten Maßnahmen zur Deradikalisie-
rung verfolgen das Ziel, über Gruppen- 
und Individualbetreuung Teilnehmer 
zu befähigen, sich von menschenver-
achtenden Ideologien und Handlun-
gen zu distanzieren und durch eine 
Erweiterung von Kompetenzen und 
Handlungsfähigkeiten ein dauerhaft 
straffreies Leben zu ermöglichen. Die 
Untersuchung von Lukas (2012) liefert 
vage Anhaltspunkte zu kriminalprä-
ventiven Effekten: Für 188 Maßnah-
meteilnehmer mit rechtsextremem 
bzw. islamistischem Straftathinter-
grund ergibt die Auswertung von 
Rückfalldaten aus dem Bundeszent-
ralregister, dass insgesamt 98 (52,1 %) 
Teilnehmer rückfällig wurden, davon  
39,8 % mit einem erneuten Gewaltde-
likt und 60,2 % mit einer anderen Straf-
tat. 58 (30,9 %) Teilnehmer wurden er-
neut inhaftiert. Der Autor erhärtet 
seine Befunde durch einen Vergleich 
der Rückfalluntersuchungen aus Vor-
gängerstudien, die wesentlich höhere 
Raten feststellen (75 %). Er macht je-
doch deutlich, dass wesentliche Ein-
flussfaktoren wie unterschiedliche 
familiäre Unterstützungssysteme, 
soziale Lebensumstände sowie Inte-
grationsmöglichkeiten in Ausbildung 
oder Beschäftigung im Rahmen der 
Ex-post-Untersuchung nicht kontrol-
liert werden konnten. Somit ist nach 
jetzigem Erkenntnisstand auch in Be-
zug auf den Ansatz der Deradikalisie-
rung kein eindeutiger Nachweis prä-
ventiver Effekte möglich. 

Multiplikatorenschulungen stellen 
einen indirekten Präventionsansatz 
dar (Johansson 2012, S. 3). Über Ver-
mittler bzw. Multiplikatoren verfolgen 
entsprechende Maßnahmen das Ziel, 
das soziale bzw. gesellschaftliche Um-
feld von Risikozielgruppen zu beein-
flussen. In der Extremismuspräventi-
on sind sie ein besonders verbreiteter 
Ansatz (Gruber & Lützinger 2017, S. 14). 
Ihren inhaltlichen Schwerpunkt haben 
sie vor allem in den Bereichen der Auf-
klärungs- und Sensibilisierungsarbeit. 
Darüber hinaus werden sie auch ge-
nutzt, um einen Zugang zu schwer er-
reichbaren Zielgruppen zu schaffen. 
Hinsichtlich einer Schulungsmaßnah-
me für Fachkräfte der Sozialen Arbeit 
stellen Möller et al. (2016) fest, dass 
die Teilnehmer die vermittelte Erhö-

hung der Handlungssicherheit im Um-
gang mit rechtsextrem geprägten Kli-
enten durchweg positiv bewerten. Da 
sich die Evaluation auf Teilnehmerbe-
fragungen beschränkt, bleibt offen, 
wie sich der berichtete Zugewinn an 
Handlungskompetenz der Fachkräfte 
in der Praxis manifestiert.

Soziale Trainingskurse sollen durch 
ein gruppenbasiertes Training zum 
Aufbau sozialer Kompetenzen bzw. 
zum Abbau von Kompetenzdefiziten 
beitragen. Die entsprechenden Eva-
luationen untersuchen Trainingsfor-
mate, die beabsichtigen, Bewusstsein 
über Vorurteile anzuregen sowie ag-
gressive Verhaltensweisen zu beein-
flussen und somit (erneutem) straf-
barem Verhalten vorzubeugen. 
Diesbezüglich kommen GESOMED 
(2004) zu dem Ergebnis, dass der un-
tersuchte Kurs im Allgemeinen ge-
waltbefürwortende Einstellungen 
reduziert. Bei Förder- und Hauptschü-
lern traten hingegen keine oder sogar 
negative Effekte auf. Neumann (2005) 
untersucht die Wirkung eines Sozi-
alen Trainingskurses mithilfe eines 
Kontrollgruppenvergleichs und stellt 
fest, dass die berücksichtigte Maß-
nahme bei rechtsextrem motivierten 
Straftätern zum Abbau von aggressi-
onsbefürwortenden und vorurteils-
belasteten Einstellungen beiträgt. 
Ein kausaler Nachweis dieser Wirkun-
gen ist aufgrund der selektiven Aus-
wahl der Studienteilnehmer sowie der 
nichtrandomisierten Versuchsgrup-
penzuordnung jedoch nicht möglich.

Ergebnisse zu  
Gelingensbedingungen  
und Entwicklungsbedarfen 
in der Präventionsarbeit

Wenngleich prozessorientierte Eva-
luationen keine Aussagen zur krimi-
nalpräventiven Wirkung der Maßnah-
men zulassen, können sie dennoch 
wichtige Erkenntnisse zu Gelingens-
bedingungen und Entwicklungsbe-
darfen der Präventionsarbeit liefern. 
Zudem werden Informationen ge-
wonnen und Empfehlungen zur kon-
kreten Ausgestaltung und Umsetzung 
von Präventionsprojekten ausgespro-
chen. 

Einbindung in die kommunale und 
regionale Präventionsstrategie: Au-
müller und Narr (2011) empfehlen 
Programmverantwortlichen bereits 
vor Projektbeginn kommunale und 
regionale Akteure in die Prozesse der 
Förderentscheidungen und Umset-

zung einzubeziehen, um sowohl Pro-
jektprozesse akteurübergreifend zu 
verbessern als auch gesellschaftliche 
Impact-Faktoren gezielter zu beein-
flussen. Präventionsstrategien und 
formale Kooperationsvereinbarun-
gen könnten den Grad an Verbind-
lichkeit erhöhen, einer Abgrenzung 
von Rollenverständnissen und Kom-
petenzen dienen und damit zu einer 
Klärung der Arbeitsteilung beitragen. 
Ein vernetztes Arbeiten mit relevan-
ten Kooperationspartnern (Jugendhil-
fe, Ausbildungsbetrieben, Polizei etc.) 
vor Ort erhöhe zudem die Chance, ein 
Projekt als anerkannten Ansprech-
partner zu etablieren, Zielgruppenzu-
gänge zu erhalten und eine mögliche 
Finanzierung über kommunale Mittel 
oder Landesmittel zu sichern. Modell-
programme profitieren demnach von 
einer Vorabanalyse zu den strukturel-
len Bedingungen im Einzugsbereich 
der Maßnahme (Becker et al. 2014). 

Inhaltliche Gestaltung von Maßnah-
men: Im Gegensatz zur Frühpräventi-
on fehlen in Bezug auf das Erwach-
senenalter entwicklungsorientierte 
Erkenntnisse zur Verfestigung oder 
Abkehr von rechtsextremem Ver-
halten und Einstellungsmustern 
(Beelmann 2017). Dies erschwert 
insbesondere die theoretische Fun-
dierung der Konzeption von selektiven  
und indizierten Präventionsmaßnah-
men. Demnach empfehlen Becker et 
al. (2014) bei Ausstiegshilfeprojek-
ten eine stärkere Konzeptualisierung 
der Individualbetreuung und Möller 
et al. (2015) eine Orientierung an In
strumenten zur Diagnose und Prog-
nose von individuellen Entwicklungen. 
Präventionsmaßnahmen im Rahmen 
der Aufsuchenden Arbeit sollten ne-
ben Alltagshilfen auch die politische 
Auseinandersetzung mit den Klien-
ten nicht vernachlässigen (Gulbins et 
al. 2007). Eine Kombination von kog-
nitiven und affektiven Zielstellungen 
sorgt nach Neumann (2005) auch im 
Rahmen von Sozialen Trainingskur-
sen für eine nachhaltigere Wirkung 
bei den Teilnehmern. Dabei sind Lu-
kas (2006) zufolge Methoden beson-
ders erfolgversprechend, die (1) die 
Vermittlung von Selbsteinsichten und 
Reflexion fördern, (2) dialogisch ange-
legt sind und (3) den Zuwachs an sozi-
alen Kompetenzen ermöglichen. 

Schärfung geeigneter Erfolgsin-
dikatoren: Erfolgsindikatoren kön-
nen Transparenz sowohl innerhalb 
des Projekts als auch den Teilneh-
mern gegenüber schaffen (Gulbins et 
al. 2007). Je nach Zielstellung des Pro-
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jekts können neben individuellen Ef-
fekten auch Effekte auf institutionel-
ler Ebene (wie z. B. die Vernetzung mit 
anderen Akteuren) Berücksichtigung 
finden (Möller & Neuscheler 2016). Ein 
realistischer Zeitraum zur Zielerrei-
chung muss ebenso Beachtung fin-
den. So macht Rieker (2012) darauf 
aufmerksam, dass sichtbare Ergeb-
nisse von Ausstiegshilfen bis zu drei 
Jahre in Anspruch nehmen können; 
Erfolge seien zunächst nicht auf der 
Einstellungsebene, sondern vielmehr 
durch Distanz zu rechtsextremer 
Symbolik (Kleidung, Musik, einschlä-
gige Tätowierung etc.) sowie durch 
Aufnahme von Beziehungen außer-
halb der Szene zu erkennen. Werden 
vor Maßnahmenstart weder Zielindi-
katoren noch geeignete Operationa-
lisierungen festgelegt, kann sich dies 
zu gravierenden Steuerungsproble-
men auswachsen (Becker et al. 2014). 

Zielgruppenansprache: Eine ausge-
prägte rechtsextreme Orientierung 
geht mit einer erschwerten Zugäng-
lichkeit zur Zielgruppe einher (Rieker 
2009). Deshalb sollten eine proaktive 
Zugangs- und Werbungsphase sowie 
der Abbau von Hürden bei der Kon-
taktaufnahme in den Vordergrund 
rücken (ebd. 2009). Weiterhin sollten 
die Zielstellungen und Zielgruppen 
der Projekte klar definiert und abge-
grenzt sein (Rieker 2012), da auf po-
tenzielle Nutzer von Präventionshilfen 
die Ziele und Angebote eines Projekts 
im Einzelfall ansonsten unverständlich 
wirken könnten (Palloks & Steil 2014). 
Darüber hinaus besteht bei unzurei-
chender Zielgruppendefinition die Ge-
fahr, dass personelle oder finanzielle 
Ressourcen überstrapaziert werden 
(Rieker 2012). 

Das Prinzip der freiwilligen Teilnah-
me: Ambivalent schätzen die Evaluati-
onen das Prinzip der Freiwilligkeit der 
Teilnahme an Präventionsmaßnah-
men ein. Lukas & Lukas (2007) sehen 
darin ein wichtiges Erfolgskriterium. 
Es folge einer humanistischen Päd-
agogik und vermittele den Teilneh-
mern Anerkennung und Wertschät-
zung. Die geringe Abbruchquote in 
den VPN-Trainingskursen sei hierfür 
ein Indiz. Auch Aussteigerprogram-
me erheben die Eigenmotivation von 
Teilnehmern nicht selten zum Aufnah-
mekriterium (Möller et al. 2015). Rie-
ker (2012) kommt in der Evaluation des 
Thüringer Beratungsprogramms hin-
gegen zu dem Schluss, dass Freiwillig-
keit nicht in allen Phasen der Maßnah-
me sinnvoll sein muss. Die Teilnahme 
an verpflichtenden Maßnahmen kann 

zu Beginn eines Ausstiegsprozesses 
stehen und zur Anregung der Eigen-
motivation genutzt werden. Hinrei-
chend motivierten Teilnehmern kann 
im Anschluss der Zugang zu freiwil-
ligen Beratungsmaßnahmen freige-
stellt werden (Rieker 2009). 

Fachlichkeit und Professionalität 
der Mitarbeiter: Bereits seit Umsetzung 
des ersten Bundesprogramms wird der 
Grad der Professionalisierung der Mit-
arbeiter zur Umsetzung der Konzep-
te kritisiert. Es mangele an fachspezi-
fischen Kompetenzen zur Erreichung 
der Ziele (Scherr 2014). Dabei hängt die 
Entwicklung von Qualitätsstandards in 
der Präventionsarbeit maßgeblich mit 
der Qualifizierung der Projektmitarbei-
ter zusammen. Die Qualität der Arbeit 
müsse durch fortlaufende Weiterbil-
dungen gesichert werden (Aumüller 
& Narr 2011). Dies könne auch Indika-
tor einer guten Präventionsarbeit sein 
(ebd., 2011). Weil die Tragfähigkeit der 
Beziehung zwischen Projektmitarbei-
tern und Teilnehmern häufig ein zent-
rales Erfolgskriterium von Maßnahmen 
darstellt, müssten zudem die Fähigkei-
ten der Mitarbeiter und der Arbeits-
kontext geeignete Grundlagen hierfür 
bieten (Lukas 2006). Ferner könne sich 
ein multiprofessioneller Hintergrund 
aus Psychologen, Sozialarbeitern, Pä-
dagogen und anderen in der Projekt-
arbeit als besonders förderlich heraus-
stellen (Möller et al. 2015). 

Übergangsmanagement und Nach-
haltigkeit: Vor allem vor dem Hinter-
grund zeitlich befristeter Förderpro-
gramme, relativ kurzfristig angelegter 
Interventionen oder bei Übergängen 
zwischen verschiedenen Kontexten 
stellt sich die Frage der Nachhaltigkeit 
von Präventionsmaßnahmen als be-
sonders heikel dar (Becker et al. 2014). 
Bei indizierten Präventionsmaßnah-
men gilt insbesondere der Übergang 
von der Haft in die Freiheit als eine 
kritische Bewährungsphase. Maßnah-
men, die wie das Stabilisierungscoa-
ching des Trägers VPN über die Haft-
zeit hinaus Betreuung leisten, setzen 
an diesem Problem an. Palloks und 
Steil (2014) empfehlen darüber hinaus 
eine vernetzte Arbeitsweise und eine 
koordinierte Informationsweiterga-
be an Akteure, die die Betreuung nach 
der Entlassung oder nach dem Auslau-
fen der Maßnahme übernehmen.

Fazit und Ausblick

Angesichts der großen Anzahl von 
Projekten im Bereich der Rechtsex

tremismusprävention sind nur we-
nige Evaluationen selektiver und  
indizierter Präventionsmaßnahmen 
zu ermitteln. Nahezu ausnahmslos 
handelt es sich dabei um Prozesseva-
luationen, die mit unterschiedlichen 
Schwerpunktsetzungen auf die Ver-
besserung oder Bilanzierung von Maß-
nahmen gerichtet waren. Nur eine der 
zwölf untersuchten Studien hatte die 
Ermittlung von Projektwirkungen 
zum Gegenstand. 

Obwohl viele Projekte entstan-
den sind und gefördert werden, wird 
wenig geforscht und evaluiert (Matt 
2018). Es stellt sich daher die Frage, 
ob mit dieser Förderung die richti-
gen Dinge getan werden. Inwieweit 
gelingt es Projekten, Maßnahmen zu 
entwickeln, die antidemokratische 
Tendenzen und extremistische Ein-
stellungen einzudämmen helfen? 
Auch stellt sich die Frage, wie solche 
Programme und Projekte optimiert 
werden können. Evaluationen müs-
sen versuchen, auf diese Fragen Ant-
worten zu finden (Strobl et al. 2012).

Die dargestellten Untersuchungs-
ergebnisse zu Evaluationen von Pro-
jekten der Rechtsextremismusprä-
vention illustrieren, dass Evaluatoren 
in diesem Handlungsfeld mit spezifi-
schen Herausforderungen konfron-
tiert sind. Einige dieser in der Evalu-
ationspraxis auftretenden Probleme 
werden im Folgenden kurz beleuch-
tet und Möglichkeiten zu deren Lö-
sung aufgezeigt.

Kausalität: Ein belastbarer Nach-
weis kausaler Präventionseffekte er-
weist sich in der Evaluationspraxis als 
schwer zu realisieren. Ideale Untersu-
chungsdesigns mit einer zufälligen 
Zuteilung von Personen in Untersu-
chungs- und Kontrollgruppen sind in 
der Projektpraxis insbesondere der 
selektiven und indizierten Präventi-
on kaum umzusetzen. Entscheidun-
gen zur Aufnahme in solche Projekte 
erfolgen nicht zufällig, sondern orien-
tieren sich an konkreten Bedarfen der 
Teilnehmer.

Um dennoch eine möglichst hohe 
Belastbarkeit der Untersuchungs-
ergebnisse zu erzielen, bieten sich 
ein quasi-experimentelles Untersu-
chungsdesign sowie die anschlie-
ßende Anwendung sogenannter 
Matchingverfahren an, um die Ver-
gleichbarkeit von Teilnehmern der 
Untersuchungs- und Kontrollgruppen 
zu gewährleisten (vgl. Keßler & Ret-
tenberger 2017). Durch das Matching 
werden Personen identifiziert und in 
die Analyse einbezogen, die den Un-
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tersuchungsteilnehmern im Hinblick 
auf relevante Merkmale (wie Alter, Ge-
schlecht, Bildungsgrad oder bestimm-
te Einstellungen) möglichst ähnlich 
sind. Zudem raten Widmer und Hirschi 
(2007) dazu, Daten zu mindestens zwei 
weiteren Messzeitpunkten nach drei 
und zwölf Monaten zu sammeln, um 
neben einer kurzfristigen auch eine 
langfristige Wirkung der Maßnahme 
nachweisen zu können.

Evaluationsgegenstand: Maßnah-
men der Extremismusprävention sind 
darauf gerichtet, das Verhalten (mani-
feste Merkmale) und/oder Einstellun-
gen (latente Merkmale) in bestimm-
ten Zielgruppen zu beeinflussen. Es 
stellt sich daher die Frage, woran der 
Erfolg von Maßnahmen festgemacht 
werden sollte. Insgesamt ist festzu-
halten, dass Wirkungsuntersuchun-
gen auf alleiniger Basis von latenten 
Merkmalen das Phänomen Rechtsex-
tremismus nicht hinreichend erfas-
sen. Aber auch Studien, welche die 
Wirkung einzig an manifesten Variab-
len belegen, zeigen nur strafbare oder 
kriminalitätsbefördernde Handlungen 
auf und bilden damit lediglich Teilas-
pekte des Phänomens ab.

Empfehlenswert sind daher die 
gleichzeitige Erhebung und Verwer-
tung von latenten und manifesten Va-
riablen, um die Komplexität des Phä-
nomens besser abzubilden und eine 
Zuordnung von Verhalten zum Rechts-
extremismus zu ermöglichen (Widmer 
& Hirschi 2007). Aktuelle Forschung aus 
der Schweiz hat vielversprechende In-
dikatoren zur Erfassung rechtsextre-
mer Einstellungen und Verhaltenswei-
sen entwickelt, deren Verwendung 
eine mehrdimensionale Erfassung von 
Rechtsextremismus ermöglicht (Man-
zoni et al. 2018, Ribeaud et al. 2017). 

Übertragbarkeit von Untersu-
chungsergebnissen: Maßnahmen ge-
gen Rechtsextremismus sind ins-
besondere im indizierten Bereich 
hochgradig einzelfallbezogen und 
demnach stark von konkreten Kon-
textbedingungen und den teilneh-
menden Akteuren abhängig (Matt 
2018). Sie können beispielsweise ab-
hängig vom Alter, Geschlecht, Bil-
dungsgrad, dem sozialen Umfeld oder 
von der politischen Grundhaltung der 
Teilnehmer unterschiedliche Wirkun-
gen entfalten. Maßnahmen in Form 
sozialer Interaktionen sind besonders 

zielgruppen- und kontextabhängig, 
sodass die Übertragung von Maßnah-
men in andere Kontexte nur einge-
schränkt möglich ist. Zudem können 
Evaluationsergebnisse etwa zur Wirk-
samkeit einer Einzelmaßnahme nur 
bedingt generalisiert werden (Widmer 
2012), weshalb Evaluatoren die Reich-
weite und den Geltungsbereich ihrer 
Ergebnisse reflektieren und deutlich 
machen müssen.

Wird aber eine Generalisierbarkeit 
von Untersuchungsergebnissen an-
gestrebt, sollte die Maßnahme unter 
verschiedenen Kontextbedingungen 
umgesetzt und evaluiert werden. Mit 
einem solchen Implementierungs- 
und Evaluationsvorhaben ist die Pro-
gramm- oder Landesebene angespro-
chen, die entsprechende Ressourcen 
zur Verfügung stellen und eine ent-
sprechende Implementierung sicher-
stellen muss.

Transparenz: Fragen nach der Wirk-
samkeit vorgelagert ist die weitgehen-
de Intransparenz der Ziele und Kon-
zepte von Präventionsmaßnahmen 
im Bereich der Extremismuspräventi-
on. Leimbach et al. (2017) kritisieren, 
dass über die von Präventionsprojek-
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ten verfolgten Ziele wie auch deren 
konzeptionellen Grundlagen des Han-
delns so gut wie nichts bekannt ist. 
Ohne die klare Benennung von Zielen 
jedoch ist auch eine Bewertung der 
Wirksamkeit von Maßnahmen ausge-
schlossen. Für die Entwicklung und 
Optimierung von Präventionsmaßnah-
men ist des Weiteren von maßgebli-
cher Bedeutung, wie die angestreb-
ten Ziele erreicht werden sollen und 
warum das dazu gewählte methodi-
sche Vorgehen erfolgversprechend 
erscheint. Solche Grundlagen sind in 
der Extremismusprävention häufig in-
transparent und wenig differenziert 
(Leimbach et al. 2017), was dem Prä-
ventionsfeld den Boden für eine sys-
tematische Entwicklung entzieht.

Ein gutes Anschauungsbeispiel für 
die theorie- und evidenzbasierte Prä-
vention von Rechtsextremismus stellt 
Beelmann (2017) für den Bereich der 
entwicklungsorientierten Präventi-
on vor. Auf Grundlage theoretischer 
Konzepte und empirischer Befunde 
zur Wirksamkeit von Ansätzen in der 
Vorurteils- und Gewaltprävention ent-
wickelt er Empfehlungen für erfolg-
versprechende Maßnahmen der Ex-
tremismusprävention bei Kindern 
und Jugendlichen. Dazu gehören un-
ter anderem Maßnahmen, die positi-
ve Erfahrungen von sozialer Diversität 
ermöglichen, Trainings sozial-kogniti-
ver Fertigkeiten und sozialer Kompe-
tenzen sowie identitätsstiftende und 
kontaktfördernde Maßnahmen.

In den letzten Jahren sind Instru-
mente entwickelt worden, die es den 
Akteuren der Präventionspraxis er-
möglichen, ihre Arbeit systematisch 
zu reflektieren, die Transparenz von 

Projekten zu erhöhen und damit de-
ren Qualität zu steigern. Ein erstes 
Beispiel einer solchen Arbeitshilfe ist 
die Handreichung zur Selbstevaluati-
on „Mit Rückgrat gegen PAKOs!“, de-
ren Ziel eine tragfähige konzeptionelle 
Fundierung von Präventionsmaßnah-
men ist (Lempp et al. 2017). Praktiker 
werden darin unterstützt anhand von 
Fragestellungen und mithilfe von Ma-
terialien ein konzeptionell begründe-
tes und erfolgversprechendes Ange-
bot zu entwickeln.

Ein Handbuch für Strukturelle Qua-
litätsstandards in der Interventions- 
und Präventionsarbeit gegen gewalt-
bereiten Extremismus hat das KPEBW 
(2016) vorgelegt. Die Basis einer um-
fassenden Evaluation stellt danach die 
Überprüfung struktureller, organisa-
tions- und personalbezogener sowie 
inhaltlicher Kriterien dar. Dazu zählen 
etwa die notwendige Qualifikation, Er-
fahrung und Weiterbildung des Perso-
nals, die wissenschaftliche Fundierung 
zugrunde gelegter Interventionskon-
zepte, klar definierte Zielsetzungen, 
fundierte Anamneseverfahren, trans-
parente Risikobewertungskriterien, 
klientenspezifische Interventionen 
und Maßnahmen der Qualitätssiche-
rung (Köhler 2017, KPEBW 2016, S. 23). 
Ergänzend zu diesen Integritätsmaß-
stäben trägt eine Erhebung quanti-
tativer Indikatoren dazu bei, die Wir-
kungen eines Projekts zu beziffern. Zu 
den relevanten quantifizierbaren In-
dikatoren zählen etwa die Anzahl von 
Kontaktaufnahmen, Rückfallquoten, 
Teilnehmerzahlen, Beratungsdauer 
und -intensität, Abbruchraten, mess-
bare Einstellungsänderungen, die Ver-
mittlung von Teilnehmern in Arbeits-

verhältnisse und viele andere Aspekte 
mehr (Köhler 2017).

Mit dem Ziel einer auf wissen-
schaftlichen Erkenntnissen beru-
henden Prävention von Rechtsex
tremismus sind für die Akteure auf 
verschiedenen Ebenen spezifische 
Herausforderungen verbunden. Pro-
grammverantwortliche und staatliche 
Auftraggeber sollten gezielt solche 
Projekte fördern, deren Präventions-
konzepte wissenschaftlich hergelei-
tet sind. Zudem müssen sie begleiten-
de wirkungsorientierte Evaluationen 
in einem höheren Maße fordern, för-
dern und finanzieren als dies bisher 
der Fall ist. Schließlich sind Struktu-
ren zu schaffen, um Erkenntnislücken 
in Bezug auf Entstehungsbedingun-
gen von Rechtsextremismus sowie 
hinsichtlich der Wirksamkeit von Prä-
ventionsansätzen systematisch zu 
identifizieren und zu schließen. Die 
Wissenschaft ist aufgerufen, Metho-
den zu entwickeln und zu vermitteln, 
mittels derer belastbare Aussagen zur 
Wirksamkeit von Präventionsmaßnah-
men getroffen werden können. Au-
ßerdem muss die Wissenschaft den 
praktischen Nutzen von Evaluationen 
für die Weiterentwicklung von Prä-
ventionsmaßnahmen verdeutlichen 
und der Präventionspraxis die Furcht 
vor Kontrolle nehmen. Eine Aufgabe 
der Präventionspraxis ist es, den Mut 
aufzubringen, ihre Arbeit dem Blick 
von außen zugänglich zu machen.
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